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Dank der streikenden Jugendlichen verstehen 
zunehmend auch Erwachsene, was die Wissen-
schaft schon lange sagt: Die Erderwärmung 
muss auf maximal 1,5 Grad über vorindustriel-
lem Niveau begrenzt werden. Das erreichen wir 
nur, wenn wir unsere CO2-Emissionen auf 
netto null senken – was bedeutet, dass wir auf 

das Fördern und Verbrennen von Kohle, Erdöl und Erdgas ver-
zichten und zusätzlich sehr viel CO2 wieder aus der Atmosphäre 
holen. Aber wie können wir künftig leben, wohnen, arbeiten, 
reisen und dabei ohne fossile Energien auskommen? Mit ande-
ren Worten: Wie dekarbonisieren wir unsere Wirtschafts- 
und Lebensweise? 

In dieser moneta sprechen wir mit verschiedenen Persön-
lichkeiten, die sich intensiv mit dieser Frage beschäftigen.  
Beispielsweise mit Martin Neukom: Der grüne Politiker wurde 
im Frühjahr überraschend in den Zürcher Regierungsrat 
gewählt. Als kantonaler Baudirektor ist er auch verantwortlich 
für klimapolitische Massnahmen und gilt als Hoffnungs
träger der Klimabewegung. Oder mit Ivo Wallimann-Helmer, 
der als Klima- und Umweltethiker an der Universität Frei-
burg erforscht, wie die einschneidenden Klimaschutzmassnah-
men, die jetzt notwendig werden, sozial gerecht und mit 
unseren freiheitlichen Errungenschaften vereinbar sein können.

Rein technisch wäre netto null machbar, ist Christian Zeyer 
vom Verband Swisscleantech überzeugt. Er vertritt die wach-
sende Zahl jener Schweizer Unternehmen, die auf eine CO2-
neutrale Zukunft hinarbeiten. Zwei von ihnen porträtieren wir  
in dieser moneta: Energie 360°, den Zürcher Gasanbieter, der  
seit Kurzem auf erneuerbare Energien setzt, und Younergy, ein  
Solarpionier aus der Romandie, der jetzt die Deutschschweiz 
erobert und Hunderte von Einfamilienhäusern mit Solarenergie-
anlagen ausrüstet.

Besonders freut mich, dass in dieser moneta auch eine 
Vertreterin und ein Vertreter der Klimajugend zu Wort kommen: 
Anika Brunner und Dominik Waser diskutieren mit Martin 
Rohner und Michael Diaz von der ABS über die klimapolitische 
Verantwortung der Banken, über Kohle- und Erdölinvestitionen, 
Divestment – und darüber, was die ABS noch besser machen kann. 
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Engagierte Frauen oder Männer mit strate­
gischen Kompetenzen, vorzugsweise 
mit Erfahrung in der Anlageberatung, in 
der Vermögensverwaltung oder im Be­

Vier Jahre sind vergangen, seit sich die 
internationale Staatengemeinschaft darauf 
verpflichtet hat, bis 2030 17 Nachhaltig-
keitsziele (Sustainable Development Goals, 
SDG) umzusetzen. Die Bekämpfung von 
Armut und Hunger gehört ebenso dazu wie 
die Verpflichtung zu mehr Klimaschutz 
oder besseren Bildungschancen. Laut aktu-
ellem SDG-Report ist kein Land auf dem 
Weg, alle Ziele bis 2030 zu erreichen, spezi-
ell beim Klimaschutz und beim nachhalti-
gen Konsum besteht grosser Aufholbedarf. 

Die Industrienationen kommen ihren 
SDG-Zielen zwar am nächsten, durch 
ihren hohen Lebensstandard und ihr Kon-
sumverhalten verursachen sie aber ho-
he ökologische und ökonomische Kosten 
in Drittländern, was deren Umsetzung 
der SDG behindert. Dies etwa wegen ihrer 
hohen Nachfrage nach Palmöl und 
Rindfleisch, was Waldrodungen befeuert, 
oder wegen ihrer Unterstützung von 
Steueroasen und geheimen Konten, die 
auch zur Veruntreuung von Staats
geldern oder Entwicklungsfonds beitragen 
können – Geld, das in Entwicklungslän-
dern dringend benötigt wird. Die Schweiz 
belegt auf der Rangliste dieser Kosten
verursacher den unrühmlichen ersten Platz, 
gefolgt von Singapur und Luxemburg. (kw)

Wie viel Prozent der jährlichen CO2-Emis-
sionen werden weltweit von den Wäldern 
aufgenommen? Und wie viel wäre es, wenn 
global die Waldrodungen gestoppt und 
zerstörte Wälder wieder aufgeforstet wür-
den? Mit welchen Massnahmen hat es 
Gambia als bisher einziges Land geschafft, 
die Vorgaben des Pariser Klimaabkommens 
vollständig zu erfüllen? Wie weit sind die 
einzelnen europäischen Länder mit der Re-
duktion ihrer CO2-Emissionen? Welche 
sind die zehn wichtigsten Punkte für einen 
effizienten globalen Klimaschutz? In wel-
chem Land werden ab 2025 alle Innen
städte per Gesetz autofrei sein? Wie viele 
Tonnen CO2 spart man pro 1000 km ein, 
wenn man mit der Bahn anstatt dem 
Flugzeug reist?

Antworten auf diese und viele weitere 
Fragen finden sich im neuen Klimabuch 
von Esther Gonstalla. Die preisgekrönte 
Buchgestalterin hat eine Fülle wissen-
schaftlicher Daten zu 50 ausdrucksstarken 
Infografiken aufbereitet. Es gelingt ihr, 
auch komplexe Zusammenhänge gut ver-
ständlich darzustellen – sodass wir die 
Informationen nicht nur begreifen, son-
dern sie uns auch merken und danach han-
deln können. (kw)

Die Schweiz verursacht 
andernorts hohe Kosten

Klimaschutz: IPCC,  
Uno und Grossdemo

Klimawissen in Grafiken

Die Alternative Bank Schweiz (ABS) 
setzt seit ihrer Gründung konsequent 
auf soziale und ökologische Nach­
haltigkeit. Wir erbringen eine breite 
Palette an Bankdienstleistungen 
für unsere 35 000 Kundinnen und 
Kunden in der ganzen Schweiz.

Die Delegierten der 195 Mitgliedsstaaten 
des Weltklimarats (Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change, IPCC) trafen sich 
vom 2. bis zum 8. August in Genf, um den 
IPCC-Sonderbericht über Klimawandel 
und Boden zu verabschieden. Der umfang-
reiche Bericht wurde für politische Ent-
scheidungsträgerinnen und -träger auf 
65 Seiten zusammengefasst. Da die Böden 
weltweit unter Erosion, Degradation, land-
wirtschaftlicher Übernutzung, Pestizid
einsatz und Waldrodung leiden, plädiert 
der Weltklimarat für eine Umstellung 
der Nahrungsmittelproduktion auf nach-
haltige Methoden. Er betrachtet eine 
naturnahe Landwirtschaft als effizientes 
Mittel, um die grundlegende Ressource 
Boden, die grosse Mengen an CO2 speichern 
kann, zu schützen. Der Bericht hält fest, 
dass weltweit immer noch kein vollständi-
ger Konsens über das Ziel herrscht, die 
Klimaerwärmung bis ins Jahr 2050 auf 
1,5 Grad zu begrenzen. Die Wissenschaftle-
rinnen und Wissenschaftler des IPCC be
tonen, dass dieses Ziel durch eine Ände-
rung der Lebensweise und umfangreiche 
Investitionen erreicht werden kann. Sie ru-
fen die Staaten dazu auf, ihre Verantwor-
tung jetzt wahrzunehmen. Die Staats- und 
Regierungschefs treffen sich im September 
im Rahmen des Uno-Klimagipfels in New 
York. Kurz danach und drei Wochen vor den 
eidgenössischen Wahlen, am 28. Septem-
ber, findet in Bern eine Klima-Grossde-
monstration statt. Die Schweizer Bevölke-
rung wird von ihren Politikerinnen und 
Politikern eine konsequente Klimapolitik 
und Klimagerechtigkeit fordern. (mr) Esther Gonstalla, Das 

Klimabuch: Alles,  
was man wissen muss, in 
50 Grafiken, Oekom-
Verlag, München 2019.
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Wir suchen 

MITGLIEDER 
FÜR DEN  
VERWALTUNGSRAT 

reich Finanzieren. Sie teilen unsere 
­Werte und möchten die ABS in ihrer 
Entwicklung begleiten?

Die Details zu dieser Stelle finden  
Sie auf www.abs.ch/offene-stellen.
Anita Wymann, Vorsitzende des 
­Verwaltungsrates, erteilt gerne weitere 
­Auskünfte (anita.wymann@abs.ch).

Wir freuen uns auf Ihre Bewerbung  
bis zum 20. Oktober 2019.

www.ipcc.ch/2019, www.klimademo.ch («I bike to 
move it »: Sternfahrt nach Bern)

Der vollständige Report 
und weitere Infos finden 
sich auf Deutsch und 
Englisch unter: www.ber-
telsmann-stiftung.de/en/
topics/ latest-news/2019/
june/long-in-words-but-
short-on-action-un-
sustainability-goals-are-
threatened-to-fail
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«Klimaschädliches 
Verhalten darf kein Privileg 
sein» Der Klimawandel erfordert schnelle und einschneidende Veränderungen.  

Aber wer muss diese in Angriff nehmen? Ein Gespräch mit Ivo Wallimann-
Helmer über die Pflichten von Staaten, Gerechtigkeit, freiheitliche 
Errungenschaften und die guten und schlechten Seiten der Demokratie.
Interview: Florian Wüstholz

moneta: Ivo Wallimann-
Helmer, die Jugend der Fridays 
for Future fordert Klima
gerechtigkeit. Was bedeutet 
das genau?

Ivo Wallimann-Helmer  Grundsätzlich be-
deutet Gerechtigkeit, Gleiche gleich 
und Ungleiche ungleich zu behandeln. 
In Bezug auf das Klima besagt die 
Klimarahmenkonvention der Verein-
ten Nationen, dass wir eine gemein
same Verantwortung haben, das 
Klimasystem zu schützen. Es ist je-
doch zunächst eine offene Frage, wie 
wir diese Verantwortung fair unter
einander aufteilen, also wer welche 
Massnahmen ergreifen muss und wer 
welche Ansprüche auf Entschädi-
gung hat. Es ist naheliegend, dass die 
grössten Emissionsproduzenten 
am stärksten in der Pflicht sind. Das 
ist vor allem der globale Norden. 

Wir können doch nicht für 
die Taten unserer Grosseltern 
verantwortlich gemacht 
werden.

Das ist aus liberaler Sicht richtig. 
Es scheint unplausibel, dass wir heute 
Lebenden für die Taten unserer Vor
fahren zur Verantwortung gezogen 
werden. Darum sollten wir besser fra-
gen, wer heute von den vergange-
nen Emissionen am meisten profitiert. 
Auch in diesem Fall sind wir im 
globalen, industrialisierten Norden 
stärker in der Pflicht, etwas zu 
unternehmen. Aber eben nicht, weil 
wir die vergangenen Emissionen 
verursacht haben, sondern weil wir 
davon profitieren.

Wie meinen Sie das?
Unser heutiger Wohlstand basiert 
grösstenteils auf Emissionen in 
der Vergangenheit. Wir profitieren 
noch heute davon, dass die Indus
trialisierung unsere Wirtschaft aufge-
baut hat. Gleichzeitig profitieren 
wir davon, dass viele unserer Güter 
im Ausland produziert werden. 

Wo sind denn die ethischen 
Fallstricke, wenn Klimagerech-
tigkeit erreicht werden soll?

Ich bin gegen strikte Vorgaben, 
wie viel genau emittiert werden darf. 
Es muss meiner Ansicht nach einen 
Mechanismus geben, der uns den Ein-
fluss unseres Verhaltens auf den Kli-
mawandel über den Preis mitteilt. Das 
kann zum Beispiel via Steuern oder 
in der Form von Zertifikaten gesche-
hen. Allerdings müssen wir bedenken, 
dass viele Massnahmen wie zum 
Beispiel Treibstoffe zu verteuern oder 
die Mehrwertsteuer zu erhöhen, 
tendenziell dazu führen, dass die so
zial Schwächeren ausgeschlossen 
werden. Klimamassnahmen dürfen 
nicht zu anderen Ungerechtigkeiten 
führen.

Die Klimabewegung oder 
die Gletscher-Initiative sind da 
radikaler. Sie fordern, dass 
wir in wenigen Jahren netto 
keine Treibhausgasemissionen 
mehr in der Schweiz produ
zieren dürfen. Und sehen das 
als ethische Pflicht. Was 
denken Sie dazu?

Es ist ganz klar, dass wir den Klima-
wandel verhindern müssen, weil 
er zu immer mehr Menschenrechts
verletzungen führen wird. Die 
Bewegung und die Initiative gehen 
also sicherlich in die richtige 
Richtung. Ich kann aus meiner wis
senschaftlichen Perspektive aber 
nicht abschätzen, ob sie realpolitisch 
und wirtschaftlich angemessen 
sind. Für die Schweiz bedeuten sie 
eine grosse Herausforderung, zu-
mal das einseitig und ohne Kompen-
sationen im Ausland geschehen soll.
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Ivo Wallimann-Helmer  
ist Professor für Environmental 
Humanities an der Universität 
Freiburg. Er beschäftigt sich mit 
Fragen der Klima- und Um
weltethik. Zurzeit setzt er sich 
damit auseinander, wie wir die 
Verantwortung für den Klima-
schutz differenzieren sollen. 
Dabei fokussiert er sich auf die 
Rolle demokratischer Insti
tutionen und den Umgang mit 
Klimaschäden und -verlusten.

Also doch gleich Verbote.  
Die würden für alle gleicher-
massen gelten.

Verbote gehören natürlich zu unserer 
Gesellschaft, aber sie bringen eben 
auch ethische Zwickmühlen mit sich. 
Wir sind uns einig, dass der Klima
wandel verheerende Folgen haben 
kann, was gewisse Verbote recht
fertigt. Zu viele davon untergraben 
jedoch unsere Vorstellung von 
Freiheit. Wenn sich jede und jeder 
selbst für einen klimaverträgli-
chen Lebensstil entscheiden kann, 
bleibt unsere Freiheit erhalten, 
effektive Klimamassnahmen werden 
aber trotzdem realisiert.

Die ambitionierten Klimaziele 
werden wir aber kaum er
reichen, wenn wir den Klima-
schutz auf freiwilliger  
Ebene angehen.

Nein, es braucht natürlich die Unter-
stützung des Staates. Er muss Rah-
menbedingungen schaffen, damit wir 
die Auswirkungen unseres eigenen 
Handelns besser sehen und verstehen 
können. Zum Beispiel mit relevanten 
Informationen oder, wie bereits er-
wähnt, mit preislichen Veränderungen. 
Dabei sollte der bestehende Freiraum 
für Entscheidungen möglichst erhal-
ten bleiben. Wir dürfen auch nicht ver-
gessen, dass in einer Demokratie 
die Bürgerinnen und Bürger eine Ver-
antwortung haben, dass der Staat 
Klimaschutz betreibt. Wir müssen ent-
sprechend wählen und abstimmen. 
Wir müssen die Politik auf der Strasse 
und in der öffentlichen Debatte 
unter Druck setzen, damit Klimaschutz 
auf effektive und faire Art geschieht.

Der Klimawandel ist eine 
ethische Notsituation. 
Wir müssen schnell handeln 
und Lösungen realisieren. 
Sind demokratische Prozesse 
und ethisch vorsichtige  
Vorgehensweisen nicht viel  
zu langsam dafür?

Klar, manche Klima- und Umwelt
ethiker argumentieren, dass Diktatu-
ren schneller handeln würden. Aber 
ich betone nochmals, dass wir unsere 
Errungenschaften schützen müssen. 
Die Institution der Demokratie über 
den Haufen zu werfen, ist nur ein letz-
ter Ausweg. Es ist nicht etwas, was 

Ist das realistisch?
Wir brauchen auf jeden Fall eine 
radikale Veränderung unseres Lebens-
stils. Wir sollten weniger Fleisch 
konsumieren, weniger Auto fahren, 
weniger fliegen. Gleichzeitig wird 
die Schweiz wohl nicht darum herum-
kommen, auch technische Lösungen 
zur Filterung von Klimagasen aus der 
Atmosphäre zu realisieren. 

Warum?
Weil zwei Drittel der wissenschaftli-
chen Modelle, die das Ziel des Pariser 
Abkommens für möglich halten, 
davon ausgehen, dass wir mit techni-
schen Mitteln in grossem Stil CO2 
aus der Atmosphäre filtern und im 
Boden verstauen. Eigentlich müssten 
wir sogar eine negative Emissions
summe anstreben.

Das wird nicht einfach. Also 
am besten gewisse Lebensstile 
verbieten oder zumindest 
extrem teuer machen?

Ähnlich wie bei strikten Vorgaben zu 
Emissionshöhen glaube ich, dass 
in liberalen Gesellschaften alle selbst 
entscheiden können sollten, wie sie 
ihr Leben führen. Wir müssen vermei-
den, dass klimaschädliches Verhalten 
ein Privileg der Reichen wird, während 
andere extrem stark in ihren Freihei-
ten und ihrer Lebensgestaltung einge-
schränkt werden. 

man auf die leichte Schulter nehmen 
sollte. Wir müssen in der Demokratie 
sowohl langsame als auch falsche 
Entscheidungen akzeptieren. Das ist 
natürlich ein Widerspruch. Aber 
es ist ein Widerspruch, mit dem wir 
leben müssen.

Demokratie hin oder her, 
viele behaupten, die Schweiz 
könne als kleines Land 
ohnehin nicht viel ausrichten.

Stellen Sie sich vor, Wilhelm Tell hät-
te im Mythos geglaubt, dass er als 
Einzelner nicht viel ausrichten könne. 
Selbst wenn ein Engagement der 
Schweiz nur wenig direkt bewirkt, 
geht es darum, eine Bewegung aus
zulösen und andere Staaten mit 
ins Boot zu holen. Nur so entfalten wir 
eine globale Wirkung. Wenn alle 
nichts tun, landen wir in der objektiv 
schlechtesten Situation. Wir müssen 
also darauf vertrauen, dass andere 
nachziehen. In diesem Licht muss man 
auch die Gletscher-Initiative sehen, 
denn sie führt dazu, dass entsprechen-
de politische Entscheidungen 
und Massnahmen ins Rollen kommen.

In der Schweiz agieren mit 
Banken und Versicherungen 
auch viele globale Unter
nehmen. Welche Verantwor-
tung tragen diese?

Diese Frage wird in der Klimaethik 
noch viel zu wenig diskutiert. Viele 
Unternehmen sind zwischenstaatliche 
Gebilde mit grosser Macht. Sie 
müssen sinnvoll eingebunden und 
für ihr Handeln in die Pflicht ge
nommen werden. Als kollektive Ak
teure tragen sie ihren Teil zum Klima
wandel bei. Darum haben sie auch 
eine entsprechende Verantwortung 
und müssen ihre Emissionen mi
nimieren und Unterstützungsmass-
nahmen ergreifen.  •

Fo
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Ich treffe meinen Gesprächspartner in einem Strassen-
café mitten in Bern. Gleich gegenüber lag früher ein re-
nommiertes Briefmarkengeschäft, in dessen Schaufens-
ter heute ein Reisebüro für Destinationen wirbt, die nur 
mit dem Flugzeug zu erreichen sind. Während die Welt 
vor 40 Jahren in Form von Briefmarken zu uns kam, rei-
sen wir heute selbst um die Welt. Immerhin ist mittler-
weile medial zum Thema geworden, dass Flugreisen 
das  Treibhaus Erde aufheizen. Der Mann mit weissem 
Rundumbart und gestreiftem Hemd, der mir gegen-
übersitzt, setzt sich dafür ein, dass auch die klimaschäd-
lichen Auswirkungen der Finanzindustrie stärker in 
den Fokus kommen: Sandro Leuenberger ist bei der Kli-
ma-Allianz Schweiz verantwortlich für die Kampagne, 
die Pensionskassen und Banken zum Rückzug ihrer Gel-
der aus fossilen Energieunternehmen (Kohle, Erdöl und 
Erdgas) auffordert. «Einer der drei Pfeiler des Pariser 
Klimaabkommens von 2015 verlangt die Umlenkung 
der Finanzflüsse zu einer grünen Wirtschaft», begrün-
det der 68-Jährige sein Engagement. Er ist überzeugt, 
dass die Schweiz mit ihrem gewichtigen Finanzplatz 
deutlich mehr machen müsste. 

Klimastreik 
verleiht Divestment 
neuen Schub 

Die Bewegung zum Rückzug von Investitionen 
aus fossilen Energieunternehmen hat in der 
Schweiz Fahrt aufgenommen. So zogen einige 
öffentlich-rechtliche Pensionskassen ihre 
Gelder zumindest aus der besonders klima
schädlichen Kohle zurück. Bei den Gross
banken tut sich hingegen nichts.  
Text: Stefan Boss

Finanzplatz als grösster Hebel fürs Klima
Auch der Bund hat erkannt, dass etwas gesche-

hen  muss. 2015 publizierte das Bundesamt für Umwelt 
die Studie «Kohlenstoffrisiken für den Finanzplatz 
Schweiz», die den Einfluss von Aktienfonds der Banken 
und Pensionskassen aufs Klima untersuchte. Fazit der 
Studie ist, dass allein die Investitionen der Schweizer 
Pensionskassen so viele Treibhausgasemissionen finan-
zieren, wie die Schweiz im Inland produziert (Haushalte, 
Verkehr, Industrie und Landwirtschaft zusammen). Auf 
dieser Basis rechnete die Klima-Allianz hoch, dass der 
gesamte Schweizer Finanzplatz Treibhausgasemissio-
nen finanziert, die 22-mal höher sind als der jährliche 
Ausstoss im Inland. «Der Finanzplatz ist mit Abstand 
der grösste Hebel, den die Schweiz zur Bewältigung der 
globalen Klimakrise hat», sagt Leuenberger. 

Wenn der Kampf gegen die Klimaerhitzung erfolg-
reich sein soll, muss ein Grossteil der fossilen Energie-
vorräte im Boden bleiben, davon sind Leuenberger und 
seine Mitstreiterinnen und Mitstreiter überzeugt. «Wir 
wollen mit unserer Kampagne das Geschäftsmodell fos-
siler Energieunternehmen angreifen», erklärt er. Erdöl-
unternehmen wie Exxon Mobil in den USA (mit dem  
Esso-Benzin) sollten sich entweder anders aufstellen 
und erneuerbare Energien fördern oder ihre Geschäfts-
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Wert verlieren. Es ist die Furcht vor dieser Kohlenstoff-
blase («carbon bubble»), welche die Publica zu einem 
Rückzug aus der Kohle veranlasste. 

Bei den Banken bewegt sich dagegen praktisch 
nichts. Die Alternative Bank Schweiz, die seit jeher 
strenge Ausschlusskriterien anwendet und nicht in fos-
sile Energie investiert, stellt eine grosse Ausnahme dar. 
Im Juli blockierten rund 50 Aktivistinnen und Aktivis-
ten in Zürich und Basel die Hauptsitze von CS und UBS 
und schafften es damit in die Schlagzeilen einiger 
Deutschschweizer Medien. Mitbeteiligt an der Aktion 
war Greenpeace. Gemäss einem ihrer Berichte gehören 
die beiden Schweizer Grossbanken europaweit zu den 
zehn grössten Geldgebern für besonders klimaschäd
liche Unternehmen. Der Umweltökonom Philippe Thal-
mann von der EPF Lausanne bezeichnete die UBS und 
die CS in der Gratiszeitung «20 Minuten» als «wichtige 
internationale Player, wenn es um die Finanzierung  
von klimaschädlichen Kohlebergwerken, Ölplattformen, 
Pipelines und Raffinerien geht».

Die Geldhäuser kommen auch von der Politik unter 
Druck. So reichte die grüne Nationalrätin Adèle Thorens 
(V D) eine parlamentarische Initiative ein, die von der 
Nationalbank eine klimafreundliche Investitionspoli-
tik fordert. Generell stösst Divestment auch in der fran-
zösischen Schweiz auf Resonanz. So gibt es im Kanton 
Waadt eine starke Bewegung (Divest Vaud), die von  
Jacques Dubochet unterstützt wird – er erhielt vor zwei 
Jahren den Nobelpreis für Chemie. Support gibt es zu-
dem von der katholischen Kirche: Das Bistum Lausanne, 
Genf und Freiburg überprüfte seine Investitionen und 
spricht sich in einer Mitteilung vom Juni 2019 ebenfalls 
für Divestment aus. Dies steht im Einklang mit der Um-
weltenzyklika «Laudato Si» von Papst Franziskus, in der 
er zu einem ökologischen Umdenken aufgerufen hat. 

Welche Bedeutung haben die Klimastreiks der Schü-
lerinnen und Schüler für die Divestment-Bewegung? 
Sie  führten sicher zu einer Beschleunigung, ist Leuen-
berger überzeugt: Gewisse Pensionskassenverantwort-
liche hätten ihm mit Verweis auf die Klimajugend er-
klärt, dass man nun wohl handeln müsse. Zurzeit seien 
einige der Kassen daran, ihre Anlagestrategie zu ändern. 
Auch freut ihn, dass der Schweizer Pensionskassenver-
band in seinem Leitfaden neu Klimarisiken berücksich-
tigt. Leuenbergers Fazit lautet deshalb: «Der Klima
streik wirkt!»  •

tätigkeit aufgeben, fordert er. Auch Glencore mit Sitz in 
der Schweiz ist im Fokus, da die Firma einen Grossteil 
ihres Umsatzes mit Kohle erwirtschaftet. Wenn immer 
mehr Investoren aussteigen, sinken die Börsenkurse – 
und die Unternehmen kommen auch ökonomisch un-
ter Druck, ihr Geschäftsmodell zu ändern, lautet das Ar-
gument. Von den grossen Erdölfirmen sei bisher nur die 
frühere Statoil in Norwegen (heute Equinor) ernsthaft 
daran, ihr Geschäftsmodell auf erneuerbare Energie 
auszurichten, sagt er. 

Pensionskassen öffentlich bewertet
Ihren Anfang nahm die Bewegung zum Rückzug aus 

fossilen Investitionen (kurz Divestment) an US-ameri-
kanischen Hochschulen. Nach dem Vorbild der Kampa-
gne gegen das Apartheidregime in Südafrika in den 
Siebzigerjahren soll heute weltweit Druck auf fossile 
Energieunternehmen ausgeübt werden. Vor vier Jahren 
erfasste die Divestment-Bewegung auch die Schweiz: 
Die kleine NGO Fossil Free lancierte eine Petition, wel-
che die grössten Pensionskassen zum Divestment auf-
forderte. Mit dabei war damals auch Sandro Leuenber-
ger, der Aktivmitglied bei Fossil Free ist. Inzwischen ist 
er bei der Klima-Allianz als Freiwilliger engagiert. Auf 
deren Website führt er eine etwas langfädige, aber sehr 
informative Liste, welche die Investitionen der Schwei-
zer Pensionskassen auf ihre Klimaverträglichkeit hin 
beurteilt. Leuenberger verwendet ein Ampelsystem, bei 
dem Rot für «nicht klimaverträglich» steht, Orange für 
«erste Schritte wurden eingeleitet», und Grün bedeutet, 
dass die Investitionen mit dem Pariser Klimaabkom-
men vereinbar sind. 

Die meisten Pensionskassen stehen zwar auf Rot, 
dennoch hat sich einiges bewegt, seit Publica, die Pen
sionskasse des Bundes, vor drei Jahren ihre Investitio-
nen aus der Kohle zurückzog. Die kantonalen Pensions-
kassen in Zürich und Genf taten es ihr gleich. Die 
Pensionskasse der Stadt Zürich geht einen Schritt wei-
ter, weil sie ihre Investitionen generell in Unternehmen 
verlagert, die weniger CO2 ausstossen oder verursachen. 
Die Pensionskasse des Kantons Luzern verfolgt gemäss 
Leuenberger einen noch klimafreundlicheren Ansatz, 
da sie auf ihrem Weg zur Dekarbonisierung auch Obli-
gationen berücksichtigt. «Wir prüfen deshalb ihre Um-
stellung auf Grün», sagt er.

Angst vor der Kohlenstoffblase
Die Klima-Allianz gründete in der Deutschschweiz 

und in der Romandie 16 Kontaktgruppen, in denen die 
Versicherten mit ihrer Pensionskasse über eine klima-
verträgliche Anlagestrategie reden können. Leuenber-
ger wurde schon von einigen Pensionskassenverant-
wortlichen eingeladen, um sein Anliegen vorbringen zu 
können. «Die öffentlich-rechtlichen Kassen sind dabei 
eher zu Änderungen bereit als die privaten», zieht er Bi-
lanz – für diese sei es besonders wichtig, möglichst gut 
dazustehen. Noch mehr sticht aber bei den institutio-
nellen Anlegern das ökonomische Argument: Wenn als 
Konsequenz des Pariser Abkommens die Staaten künf-
tig verstärkt auf Klimaschutz setzen, könnten diese In-
vestments, namentlich in Kohle, auf einmal deutlich an 

Weitere Infos:  
www.klima-allianz.ch/blog/
pensionskassen

www.fossil-free.ch

Die Klima-Allianz ist ein Zu
sammenschluss von rund 
80 NGOs für den Klimaschutz. 
Sie wurde 2004 gegründet 
und umfasst Gruppierungen 
aus den Bereichen Umwelt, 
Gewerkschaften, Entwicklung, 
Jugend und Kirche. Mit von 

der Partie sind auch grosse  
Umweltorganisationen 
wie Pro Natura, W W F und 
Greenpeace. Für den  
28. September 2019 ruft die 
Klima-Allianz zu einer na
tionalen Klimademo in Bern  
auf.  www.klima-allianz.ch

Breite Allianz fürs Klima
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«Technisch ist 
netto null machbar»

Während die Erdöllobby weiterhin CO2-Reduktions-Ziele bekämpft und 
die Klimajugend den Aufstand probt, arbeiten immer mehr Schweizer 

Unternehmen auf eine CO2-neutrale Zukunft hin. Politisch vertreten werden 
sie vom Verband Swisscleantech. Geschäftsführer Christian Zeyer über die 

anstehenden Wahlen, Lobbying und neue Schlüsseltechnologien.  
Interview: Esther Banz 

moneta: Christian Zeyer, kürz-
lich feierte Ihr Verband Swiss
cleantech an der Hochschule 
für Technik in Rapperswil sei-
nen zehnten Geburtstag.  
Im Gespräch mit Simonetta 
Sommaruga sagten Sie 
dort bezüglich der Energie
wende: «Ich habe den Eindruck, 
wir sind mutlos geworden.» 
Wen meinten Sie mit «wir»?

Christian Zeyer  Ich meinte die Schweiz 
respektive ihre Politik und grosse 
Teile der Schweizer Wirtschaft. Wir ste-
hen vor gewaltigen Herausforderun-
gen und klammern uns ängstlich am 
Bestehenden fest. 

Swisscleantech versteht sich als 
Hub der innovativen kleinen 
und grossen Unternehmen, die 
sich der Energiewende res
pektive der Klima-Nachhaltig-
keit verschrieben haben. 
Sind auch Ihre Mitglieder 
mutlos? 

Bei Gesprächen mit unseren Mitglie-
dern beeindruckt mich immer wieder, 
wie sehr sie an die Zukunft glauben, 
die Chancen sehen und diese auch er-
greifen wollen. Aber wir sind noch 
zu wenige. Was wir eigentlich brau-
chen, ist eine wirkliche Wirtschaftsbe-
wegung für mehr Nachhaltigkeit. 

Was braucht es, damit sich 
mehr Firmen wirklich nach
haltig verhalten?

Sie brauchen Rahmenbedingungen, 
die sie dabei unterstützen. Heute wird 
aber oft zerstörerisches Verhalten be-
lohnt und nachhaltiges Engagement 
bestraft. Die Umwelt gehört allen und 
kann heute oft unentgeltlich genutzt 
werden. Dabei nimmt sie Schaden – 
auf Kosten aller. Deshalb brauchen wir 
eine Politik, die Rahmenbedingungen 
zur Verfügung stellt, die das ändert 
und einen schonenden Umgang mit 
der Umwelt profitabel macht.

Simonetta Sommaruga sorgte 
in Rapperswil für eine hoff-
nungsvolle Stimmung. Sinn
gemäss sagte sie: Eine der 
Nachhaltigkeit verpflichtete 
Energiepolitik ist ein Geschenk 
für den Werkplatz Schweiz, 
denn die Investitionen bleiben 

Die zwölf Bausteine von  
Swisscleantech für  
eine klimafreundliche Zukunft

Weiterführende Infos:  
www.swisscleantech.ch/der-weg-in-eine-
klimafreundliche-zukunft

	 1	 Gebäude auf Effizienz trimmen
	 2	 Wärme ohne CO2 produzieren 
	 3	 Verkehr elektrifizieren 
	 4	 Mobilitätsketten bilden und die Arbeit 

flexibilisieren 
	 5	 Nachhaltige Stromproduktion steigern 
	 6	 Neue Anreize im Strommarkt setzen 
	 7	 In Stromnetze und Speicher investieren 
	 8	 Die billigste Energie ist die nicht verbrauchte
	 9	 Power-to-X: mit Solarenergie Wasser spalten 
	10	 Kreislaufwirtschaft fördern 
	11	 CO2 braucht weltweit einen Preis 
	12	 Vorteile der Digitalisierung nutzen

künftig im Land, anstatt in 
die Golfregion abzufliessen.

Ja! Man muss allerdings auch be
denken: Politik muss in der Schweiz 
mehrheitsfähig sein. Simonetta 
Sommaruga kann Flagge zeigen, aber 
ob dies so stehen bleibt? Das Par
lament entscheidet – also diejenigen, 
die diesen Herbst von uns gewählt 
werden.

Die Erdölindustrie hat im 
Parlament eine starke Lobby, 
mit Vertretern der Erdöl
vereinigung, von Economie
suisse, dem TCS, der ganzen 
Automobilbranche. Und Sie?

Wir sind die einzige politische Stimme 
in der Wirtschaft, die sich branchen-
übergreifend für solche Veränderun-
gen der Rahmenbedingungen ein-
setzt. Wir vertreten heute etwas über 
300 direkte Mitglieder und 20 Ver
bände. Bei rund 400 000 Firmen im 
Land ist das noch nicht die starke 
Bewegung für eine nachhaltige Wirt-
schaft, die uns vorschwebt. Wir 
wollen darum weiterwachsen und 
stärker werden. 

Hat Swisscleantech in Bezug 
auf seine Mitglieder eigentlich 
Ausschlusskriterien?

Nein. Bei uns sind alle Firmen will-
kommen, die mit unserer Charta ein-
verstanden und der Meinung sind, 
dass es sich lohnt, möglichst bald die 
CO2-Neutralität zu erreichen. 

Arbeiten Sie mit den Umwelt-
verbänden zusammen? 

Wir sprechen mit allen. Aber wir 
verstehen uns als Wirtschaftsbewe-
gung und grenzen uns deshalb 
bewusst von NGOs ab. 

Was halten Sie von den Forde-
rungen der Klimajugend, 
bis 2030 CO2-neutral zu sein? 

Das ist ein hehres Ziel, mit dem sie 
wahrscheinlich scheitern wird. Nicht 
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wegen der Technologie, sondern 
wegen der mangelnden Umsetzung 
seitens der Bevölkerung und der 
Wirtschaft. Ich sehe in der Schweizer 
Wirtschaft – ausser bei unseren 
Mitgliedern – noch zu wenig Aufbruch-
stimmung. Mir scheint, dass die 
meisten Menschen zu Hause auf dem 
Sofa sitzen, die Nachrichten schau-
en und regungslos mitansehen, was 
da draussen mit dem Klima und 
unserer Erde passiert. Sie denken 
wahrscheinlich, dass es sie nichts an-
geht. Was sie dabei vergessen: 
Wenn wir nichts unternehmen, wird 
es unbequem auf dem Sofa. 

Noch geht es uns gut, und 
wir können oder wollen 
uns nicht vorstellen, dass es 
einmal anders sein wird?

Oder sogar: Es geht uns gut, und wir 
haben das Gefühl, dass es uns 
weniger gut ginge, wenn wir etwas 
unternehmen würden. Klassische 
Vogel-Strauss-Politik. Und diese Angst 
wird bewirtschaftet. Es wäre wich-
tig, dem eine Vision entgegenzustel-
len. Technisch ist netto null mach-
bar, sicher bis 2050, vielleicht auch 
schon bis 2030, aber ich rede nur 
von der technischen Machbarkeit. Man 
müsste die Prioritäten ganz anders 
setzen und drastisch weniger konsu-
mieren. Ob die Leute dazu bereit sind? 
Was ich mit Sicherheit sagen kann: 
Die zwölf Bausteine, die wir benennen 
und erläutern (siehe Seite 8), sind 
wie Puzzleteile, sie passen zusammen, 
nichts fehlt. Wir müssen sie jetzt  
einfach zusammensetzen!

Welches sind denn die poli
tischen Rahmenbedingungen, 
auf die Sie nun hinarbeiten?

Ganz konkret steht das CO2-Gesetz im 
Fokus, das im Herbst in die Revision 
geht. Wir setzen uns für die Weiterfüh-
rung und den Ausbau der Lenkungs
abgabe ein, damit das Gesetz kompati-
bel mit dem Pariser Klimaabkommen 

ist. Die Massnahmen, die der Bundes-
rat vorschlägt, sind sicher ein guter 
erster Schritt. Und es sollte möglich 
sein, dafür eine Mehrheit zu finden. 

Das Reduktionsziel des Bun-
desrates stimmt aber nicht 
mit dem Paris-Abkommen 
überein, deshalb gibt es ja die 
Gletscher-Initiative. Trotz-
dem unterstützen Sie diese 
Stossrichtung?

Von den Massnahmen her: ja. Wir 
möchten aber natürlich ein stärkeres 
Ziel – eines, das auf dem Absenk-
pfad der Gletscher-Initiative ist, mit 
netto null bis 2050.

Power-to-X ist eine der Techno-
logien, die Swisscleantech 
als Baustein für die CO2-neu
trale Zukunft vorstellt. Da-
mit kann Sonnen- und Wind-
energie in Wasserstoff und 
durch Beigabe von CO2 in einen 
Energieträger umgewandelt 
werden. Der Bundesrat widme-
te Power-to-X kürzlich ein 
Weissbuch. Was ist so beste-
chend daran?

Wenn wir hierzulande die erneuer
baren Energien, insbesondere die 
Solarenergie, ausbauen, werden wir 
vor allem im Sommer grosse Strom-
überschüsse haben. Wir brauchen 
aber auch Energie fürs Fliegen, für den 
Schiffsverkehr und generell für Güter-
transporte. Diese Lücke schliesst Po
wer-to-X. Dabei entsteht synthetisches 
Gas oder Benzin, das kompakt ist 
und sich auch lange lagern lässt. Aller-
dings verliert man mit der Umwand-
lung zum lagerfähigen Rohstoff 50 bis 

Christian Zeyer,  
Chemieingenieur ETH, engagiert 
sich seit 2009 für Swisscleantech, 
seit 2017 in der Funktion des 
Geschäftsführers. Der branchen-
übergreifende Wirtschaftsver-
band bringt Unternehmen zusam-
men, die sich der Nachhaltigkeit 
verpflichtet sehen. Er teilt Wissen, 
fördert Innovation und setzt sich 
für politische Regeln ein.
www.swisscleantech.ch/verband

70 Prozent der Energie. Das ist nicht 
wahnsinnig effizient. Die Energie lässt 
sich zwar wieder in Strom zurückwan-
deln, man produziert dabei aber er-
neut einen Verlust. Es ist auch keine 
neue Technologie, man kennt die 
Wasserspaltung seit 80 Jahren. Jetzt 
erkennt man sie als Teil der Lösung. 
Aber sie ist nicht die alleinige Lösung. 

Engagiert sich Swisscleantech 
auch im Bereich der Finanz
industrie?

Ja. Wir sind überzeugt, dass die 
Finanzindustrie transparenter werden 
muss. Denn wenn Sie Aktien oder 
strukturierte Fonds kaufen, wissen Sie 
oft nicht, welche Emissionen diese 
verursachen und welchen Risiken sie 
bezüglich Klimawandel ausgesetzt 
sind. Das sind wichtige Informationen 
für alle Investoren, sie sollten deshalb 
offengelegt werden. Dies sollte auch 
im Gesetz so verankert werden. Wir 
müssen auch darüber diskutieren, ob 
es für die Pensionskassen neue An
lagevorschriften braucht. Schliesslich 
legen diese unser eigenes Geld an, 
und wir haben wenig Einfluss. Will ich, 
dass mit diesem Geld Aktien einer 
Erdölfirma gekauft werden?  •

Fo
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Ein Unternehmen  
stellt um
Kann ein Unternehmen, dessen Kerngeschäft viel CO2 verursacht, die 
Energiewende vollziehen? Ja, sagt ausgerechnet ein Gas-Unter
nehmen: Energie 360°, der grösste Schweizer Gasanbieter, setzt auf 
erneuerbare Energien. 
Text: Esther Banz

Biogas aus organischen Abfällen versorgt werden. Bald 
wünschten sich die Kundinnen und Kunden mehr er-
neuerbares Gas. Just als die Jugend anfing, fürs Klima zu 
streiken, war Energie  360° so weit: «Seit 2019 besteht 
unser Standardprodukt aus 15 Prozent Biogas», erzählt 
Dietiker. In wenigen Jahren soll der Anteil auf 30 Pro-
zent steigen, mit dem Ziel, längerfristig mehr erneuer-
bares Gas als fossiles Gas zu verkaufen. 

Bereit für die neuen Möglichkeiten
Ganz neue Perspektiven eröffnet dem Unternehmen 

zukünftig auch die Power-to-X-Technologie (siehe Seite 
8): Mit überschüssiger Sonnen- und Windenergie wird 
Wasserstoff hergestellt, dieser erzeugt in Verbindung 
mit CO2 synthetisches Gas. So wird es möglich, Sonnen- 
und Windenergie in der Nacht und im Winter nutzbar 
zu machen. «Die Herausforderung ist ökonomischer, 
nicht technischer Natur», erklärt Peter Dietiker: «Im 
Preis fossiler Energie sind bis jetzt wenig sogenannt ex-
terne Kosten enthalten. Erst wenn die Politik das ändert, 
wenn die CO2-Lenkungsabgabe in allen Sektoren wirkt 
und die echten externen Kosten abbildet, wird erneuer-
bare Energie und Gas, das mit der neuen Technologie 
produziert wird, konkurrenzfähig. Auch bei den Netz-
nutzungsgebühren müssen Hürden abgebaut werden.»

Beim Schildern dessen, was technisch schon heute 
im grossen Stil machbar wäre und wie vielversprechend 
die Versorgung durch rein erneuerbare Energie für die 
nahe Zukunft ist, wirkt Peter Dietiker keine Sekunde 
euphorisch. Ein Prickeln verspüre er aber durchaus, ver-
sichert der Manager: «Wir müssen einfach grenzüber-
schreitend denken.» Das meint er nicht nur metapho-
risch, sondern mit Blick zur Sahara, wo im grossen Stil 
Sonnenenergie umgewandelt werden könnte, und ge-
gen Norden: Dort stehen oft auch dann Windturbinen 
still, wenn sie ganz viel Energie produzieren könnten – 
nur, weil das Netz die Energie nicht aufnehmen kann. 
Aus dieser «überschüssigen» Energie könnte man pro
blemlos Gas herstellen, sagt Dietiker, «aber die Weichen 
dazu sind noch nicht gestellt. Wir wären parat.»  •

2008 war der Weckruf. Damals stimmte eine Mehrheit 
der Stadtzürcher Bevölkerung dem Ziel zu, eine 
2000-Watt-Gesellschaft zu werden. Für den Zürcher 
Gasversorger Energie  360° (ehemals Erdgas Zürich) ein 
Signal: Man musste sich neu orientieren. Denn mit der 
Verbrennung von Gas wird CO2, das seit Jahrmillionen 
im Untergrund lagerte, in die Atmosphäre verbreitet. 

Peter Dietiker, Experte für erneuerbare Energie bei 
Energie  360° und seit einem Jahr verantwortlich für den 
Geschäftsbereich Energie, sitzt in seinem Büro beim 
Bahnhof Zürich Altstetten, die Rollläden unten, denn 
draussen ist es heiss, und erzählt, wie sich das Unter-
nehmen schon einmal neu erfinden musste. 

Am Anfang war es Kohle
Ursprünglich war das «Zürcher» Gas deutlich um-

weltschädlicher, denn man produzierte es mittels Koh-
levergasung, vor den Toren der Stadt. Anfang der 1970er-
Jahre wurde diese Art der Gasproduktion überflüssig: 
Eine durch die Schweiz führende internationale Erdgas-
Transitleitung wurde eröffnet, Erdgas Zürich konnte sie 
anzapfen und wandelte sich dadurch vom Produzenten 
zum reinen Gasversorger. «Das war die erste grosse Um-
stellung und ökologische Verbesserung», sagt Dietiker. 
«Erdgas löste das dreckige Gas aus Kohle ab.» Aber weil 
auch Erdgas nicht erneuerbar ist, wurde 2008 mit der 
2000-Watt-Abstimmung klar: Zürichs «Gäseler» wür-
den sich ein weiteres Mal umstellen müssen – dieses 
Mal nicht wegen einer schönen Gelegenheit, sondern 
weil alles andere nicht nachhaltig wäre.

Man setzte sich zum Ziel, den Anteil erneuerbarer 
Energie massiv zu erhöhen. 2010 baute Erdgas Zürich  
eine erste Biogasanlage im industriellen Massstab – bis 
zu 10 000 Haushalte können mit dem darin erzeugten 

«Die Herausforderung  
ist ökonomischer,  
nicht technischer Natur.»
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Artikel 2 des Pariser Klimaabkommens sieht vor, dass 
die globalen Finanzflüsse mit den Klimaschutzzielen in 
Einklang gebracht werden. Eine inzwischen weltweite 
Bewegung möchte dieses Ziel erreichen, indem Unter-
nehmen, die im Bereich der fossilen Energien tätig sind, 
Kapital entzogen wird, indem also desinvestiert wird 
(siehe auch Seite 6). Dabei konsumieren wir diese Ener-
gien in den letzten Jahren geradezu zwanghaft: 2016 be-
trug die weltweite Kohleproduktion 3,5 Milliarden Ton-
nen 1; 2017 wurden 15,486 Milliarden Liter Erdöl 
gefördert 2; 2015 wurden 3,469 Milliarden Kubikmeter 
Erdgas produziert 3. Heizöl, Diesel (als Kraftstoff für den 
öffentlichen und privaten Verkehr, Flugzeuge, Bau- und 
Landwirtschaftsmaschinen, Schiffe usw.), Lösungsmit-
tel, Kosmetika, Textilien (Nylon, Polyester usw.), Reini-
gungsmittel, Gummi, Klebstoffe, Medikamente, Dünger, 
Pestizide, Bitumen – Produkte aus fossilen Rohstoffen 
sind Teil unseres Alltags. Jede Nutzung der fossilen 
Energieträger, sei es als Brennstoff oder zu Produkten 
verarbeitet, schadet der Umwelt, weil dadurch letztlich 
CO2 freigesetzt wird. Welchen Unternehmen soll man 
folglich das Kapital entziehen? Jenen, die fossile Roh-
stoffe fördern, jenen, die sie verarbeiten, oder jenen, die 
sie nutzen? Stellen die betroffenen Unternehmen des-
halb ihren Betrieb ein? Nein, das tun sie nicht. Desinves-
tieren ist daher, als würde man den Dreck unter den 
Teppich kehren. 

Es braucht einen Paradigmenwechsel
Wenn verantwortungsbewusste Investoren wie bei-

spielsweise Pensionskassen ihre Gelder abziehen, lässt 
sich unmöglich sagen, in welchen Händen die frei ge-
wordenen Aktien landen. In Bezug auf das Ziel, die Kli-
maerwärmung aufzuhalten, ist eine Desinvestition so-
mit wirkungslos. Die Ursachen des Klimawandels, zum 
Beispiel die auf Kurzsichtigkeit beruhenden Geschäfts-
modelle von Unternehmen, müssen angegangen wer-
den. Wie? Indem sich Aktionärinnen und Aktionäre, die 
für soziale und ökologische Aspekte eintreten, an Gene-
ralversammlungen teilnehmen, sich Gehör verschaffen 
und Fragen stellen – auch wenn sie nur 0,2 Prozent des 
Aktienkapitals besitzen. Weitere Aktionärinnen und 
Aktionäre sollten für die Sache gewonnen und davon 

überzeugt werden, das Geschäftsmodell des Unterneh-
mens, an dem sie beteiligt sind, zu transformieren 
sowie ausreichend Mittel für den ökologischen und 
ökonomischen Wandel bereitzustellen. Dieser Schritt 
erfordert zwar Überzeugungskraft und Mut, doch er ist 
notwendig, wenn man mehr tun möchte, als nur sein 
Gewissen zu beruhigen. 

Als Beispiel sei der Erdölkonzern Total genannt, auf 
dessen Website 4 Folgendes zu lesen ist: «Bis in 20 Jahren 
streben wir einen Anteil von CO2-armen Geschäfts
feldern an unserem Portfolio von rund 20  Prozent an. 
Wir engagieren uns bereits jetzt stark für die Entwick-
lung der erneuerbaren Energien, insbesondere der So-
larenergie.» Das ist lächerlich! 20 Prozent in 20 Jahren? 
Die Aktionärinnen und Aktionäre von Total sollten den 
Mut haben, jetzt dafür zu stimmen, dass das Wachstum 
im Bereich fossile Energien eingefroren und die Suche 
nach weiteren Vorkommen eingestellt wird. Stattdessen 
sollte das Unternehmen Mittel für die umfangreiche 
Weiterentwicklung der erneuerbaren Energien bereit-
stellen. Das Ziel sollte sein, 2050 oder sogar früher voll-
ständig aus den fossilen Energien auszusteigen.

Die Debatte über die Dringlichkeit von Klima-
schutzmassnahmen muss die Unternehmen zu einer 
Umstellung bewegen – und zwar, indem Aktionärinnen 
und Aktionäre ihre Verantwortung wahrnehmen; denn 
nur ein Rückzug von Investitionen wird die Unterneh-
men nicht zum Umdenken bringen. Zugleich ist es not-
wendig, konsequent in neue und nicht börsenkotierte 
Unternehmen zu investieren, die im Bereich von um-
weltfreundlichen Technologien tätig sind.  •

Olivier Ferrari ist seit 37 Jah-
ren Finanzexperte. Er war Mit-
begründer von Coninco Ex
plorers in finance im Jahr 1990 
und von One Creation Coopé
rative im Jahr 2010. Seit 2006  
ist er auf Anlagen mit Aus
wirkung auf die Umwelt spezia-
lisiert und konzentriert sein  
Engagement auf die Realwirt
schaft. In den Medien äussert 
er sich zu unterschiedlichen 
Themen, insbesondere zum 
Verhältnis zwischen sozialer Si-
cherheit und Realwirtschaft.  
Er hat mehrere Bücher heraus-
gegeben, unter anderen «La 
nouvelle révolution écono-
mique» im Verlag Economica.

Aktiv werden statt  
desinvestieren
Die Divestment-Bewegung wird weltweit immer stärker. Doch nicht alle Exper-
tinnen und Experten für nachhaltige Finanzen halten es für zielführend, 
Investitionen aus fossilen Energieunternehmen abzuziehen. Ihrer Meinung 
nach ist es wirkungsvoller, wenn Aktionärinnen und Aktionäre Druck auf 
Unternehmen ausüben und sie so zu einer Umstellung bewegen. 
Ein Kommentar von Olivier Ferrari

«Aktionärinnen und Aktionäre müssen 
sich Gehör verschaffen – auch wenn  
sie nur 0,2 Prozent des Aktienkapitals 
besitzen.»

	1–2	 www.planetscope.com
	 3	 Cedigaz und Total
	 4	 www.total.com/fr/expertise-energies/exploration-production/solaire
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Freundliche  
feindliche 

Übernahmen
Was passiert, wenn die Politik zu lange zaudert und keine 

griffigen Massnahmen gegen die Klimaerhitzung 
beschliesst? Wenn auch Divestment nichts nützt und die 

multinationalen Energieunternehmen weiterhin 
ungehindert Erdöl fördern? Wird es dann Zeit für unortho-

doxe Methoden? Eine Geschichte aus einer nicht allzu 
fernen Zukunft. 

Text: Roland Fischer

Steve Abercombie erinnert sich noch genau an den An-
ruf. An einem heissen Julitag im Jahr 2020 war es, die 
Menschen schienen sich angesichts der immer extre-
meren Temperaturen nicht so recht zwischen Achselzu-
cken und Panik entscheiden zu können. Steve ging im 
Londoner Greenpeace-Büro gerade seine Mails durch – 
als Kommunikationschef war er einer der wenigen, die 
auch im Sommer die Stellung hielten. Der Assistent 
nannte einen Namen und eine Firma in San Francisco, 
Steve hatte noch nie davon gehört, er nahm den Anruf 
trotzdem entgegen. Zehn Minuten später hatte sein Le-
ben eine entscheidende Wendung genommen, aber 
noch wusste er das nicht. Als er aufhängte, hatte er tau-
send Fragen und einen Termin für den nächsten Tag in 
einem edlen Hotel in der Innenstadt. 

Kleinhertz Johnson Williams, KJ W. Die Website der 
Firma kam genauso hochtrabend und vage daher wie 
das, was Jeff Johnson ihm am Telefon skizziert hatte. 
«Leading the world economy into a different, progres
sive future.» Sie seien im Leveraged-Buyout-Business 
tätig: Firmenübernahmen, Kontrolle über das Manage-
ment, Umstrukturierungen hin zu einer klimafreund
lichen Geschäftspraxis. Die Take-over seien vielleicht 
mitunter ein wenig «unfriendly», sagte Johnson (er 
sprach das Wort seltsam distanziert aus), aber eines sei 
sicher: «Was das Klima angeht, sind wir ausgesprochen 
freundlich.» Und sie bräuchten einen Kommunikati-
onsprofi, einen, der etwas von Wirtschaft und Umwelt 
verstehe. Bevor er bei Greenpeace eingestiegen war, hat-
te Steve ein paar Jahre auf dem Londoner Finanzplatz 
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gearbeitet, sinnleere, bestens bezahlte Jobs, bis ihm je-
mand von der Kommunikationsstelle bei Greenpeace 
erzählt hatte. Steve sagte immer, es habe sich so ange-
fühlt, als hätte der Job ihn gewollt und nicht umgekehrt. 
Er liebte seine Arbeit und dachte, Johnson wolle ihn für 
irgendein Beratungsmandat anheuern, was er höflich 
und mit einem Lächeln ablehnen würde. Bloss noch 
mehr heisse Luft.

Als sie sich am nächsten Tag in der Hotellobby ge-
setzt und die üblichen Nettigkeiten ausgetauscht hat-
ten («Friends call me JJ», sagte Johnson zur Begrüssung. 
Sind wir denn schon Freunde?, dachte Steve und nickte), 
kam JJ gleich zur Sache: «Steve, finden Sie, Sie können 
bei Greenpeace genug fürs Klima tun? » – «Aber ja, erst 
kürzlich haben wir erreicht, dass ein Kohlekraftwerk 
stillgelegt wird.» Nein, er meine, ob Steve glaube, dass 
die Weltwirtschaft den Umschwung hin zu netto null 
schaffen werde. «Das kommt auf die Politik an», ant-
wortete Steve, «ich bin vorsichtig optimistisch.» Nun, er 
eher nicht, entgegnete JJ. Also, was die Politik angehe: 
zu träge, zu sehr auf Wähleranteile fixiert. «Wir haben 
keine Zeit mehr, um auf die Politik zu warten, Steve.» Er 
erinnert sich noch genau, wie sie sich anschauten und 
schwiegen. Und wie er dachte: Dieser Mann in seinem 
edlen Zweireiher sieht so gar nicht nach einem Kli-
maaktivisten aus. «Ich glaube, wir sind uns da gar nicht 
so uneinig», sagte JJ noch und legte wortlos einen Ver-
trag auf den Tisch. «Moment», protestierte Steve, «ich 
brauche keinen neuen Job!» JJ stand auf und reichte 
Steve seine Karte. «Ich habe leider noch andere dringen-
de Meetings. Schauen Sie sich den Vertrag an, und rufen 
Sie mich an. Wir brauchen Sie. Das Klima braucht Sie.» 
Was für ein Schaumschläger, dachte Steve, als er John-
son nachschaute. Das Klima braucht uns alle! Dann 
nahm er den Vertrag und begann zu lesen – und sank 
immer tiefer in seinen Ledersessel. 

Am nächsten Tag schrieb er seine Kündigung. War es 
das Gehalt, das ihn lockte? Oder der zweite Anruf, in 
dem JJ ein wenig konkreter wurde? War es diese Mi-
schung aus Grössenwahn und kühler klimapolitischer 
Vernunft, die aus jedem seiner Worte sprach? Einen Mo-
nat später schon zog Steve um, von London nach Kali-
fornien. Er nahm nur das Nötigste mit, seine Wohnung 
vermietete er unter. Er hatte überhaupt keine Zeit, am 
neuen Ort anzukommen, an seinem dritten Tag bei KJ W 
ging die Nachricht raus: «Unbekanntes Finanzinstitut 
will Shell übernehmen». 

Die Wogen gingen hoch. Steve wusste schon, dass die 
Methoden, die KJ W anwandte, nicht über alle Zweifel 
erhaben waren. Findige Finanzjongleure hatten in den 
vergangenen Jahrzehnten immer wieder neue Wege ge-
funden, eigentlich gesunde Firmen gegen den Willen 
des Managements zu übernehmen, umzustrukturieren 
und wieder zu verscherbeln. Die Volkswirtschaft hatte 
davon gar nichts, im Gegenteil: Nicht selten gingen in 
dem Prozess jede Menge Arbeitsplätze flöten. Nun lern-
te Steve die Feinheiten der Branche kennen, die juristi-
schen Winkelzüge, die Eigendynamik der Hebel, die, 
richtig im Markt angesetzt, auch mächtigste Brocken 
mit einer geradezu unheimlichen Leichtigkeit bewegen 
konnten. Steve staunte, wie dieses Business sich eher 

wie ein Uhrmacherhandwerk als wie ein Einbrecherjob 
mit Stemmeisen anfühlte. Und worüber er ebenso 
staunte: Sie konnten immer noch weitermachen, als 
hätte es die Finanzkrise nie gegeben. Der späte Neolibe-
ralismus hatte den «activist shareholders» zwar ein ka-
tastrophales Image beschert, aber Regulationen gab es 
absurderweise fast nicht. 

Abends, in den Bars, bei teurem Whisky (Was für ein 
Klischee, hatte Steve am Anfang gedacht und war dann 
doch immer öfter mitgegangen) erzählten JJ und seine 
Mitstreiterinnen und Mitstreiter gern, dass ihnen an 
den Pionieren der Branche beides gefallen habe, der  
Aktivismus ebenso wie die Gerissenheit. Als der Boom 
einige Jahre nach der Finanzkrise vorbei war und nie-
mand mehr an die aggressive Geschäftspraxis glaubte, 
hatten sie begonnen, still neue Fonds aufzubauen, und 
sie überzeugten ihre Geldgeber eben mit jenem Aktivis-
mus, der bis dahin nur hohle Phrase gewesen war: Gebt 
uns euer Geld, und wir tun etwas fürs Klima. Die Jong-
leure des Finanzcrashs hatten vorgemacht, wie es geht, 
egoistisch bis zum Gehtnichtmehr. Let’s do it again, für 
eine bessere Welt. Und sie hatten tatsächlich immer 
mehr reiche Leute, die gerne an diesen Übernahmen 
mitverdienen wollten: Silicon-Valley-Millionäre vor al-
lem, Digitalpioniere, die sowieso alles toll fanden, was 
nach Disruption klang.

Rasch wurde klar: Shell wurde zur Pièce de Résis-
tance für die Idee. Bislang waren die Ökoversprechen 
des Konzerns im Grunde Makulatur gewesen, doch KJ W 
schlug einen radikalen Umbau vor, raus aus dem Öl, hin 
zu sauberen Energien. Kein Stein blieb auf dem anderen, 
Widerstand formierte sich, KJ W wurde angegriffen und 
musste sich als Klima-David gegen die Karbon-Goliaths 
inszenieren. Das war Steves Job. Feindliche Übernah-
men? Da griffen nach wie vor die alten Feindbilder, doch 
er schaffte es, die Narrative umzudeuten: KJ W wurde in 
der öffentlichen Wahrnehmung zum Robin Hood, zum 
selbstlosen Kämpfer für das Gute. Stimmte zwar nicht 
ganz, weil alle bestens an den Deals verdienen, aber das 
stand nun nicht mehr im Zentrum. Die Story war eine 
andere – und damit schmolzen nach und nach die Wi-
derstände in den Aufsichtsräten, bei den Aktionärinnen 
und Aktionären. Nach nur fünf Jahren war Shell nicht 
mehr wiederzuerkennen, nun steckte man das Kapital 
in riesige Solarkraftwerke und im kleinen Massstab in 
die Gewinnung von Strom aus Wind und Wellen, Me-
gastrukturen neben partizipativen Modellen. Es war 
nach wie vor ein sehr profitables Business; manch ein 
Klimapolitiker rieb sich die Augen. Die Fondskasse von 
KJ W füllte sich mehr und mehr, die grosse Einkaufstour 
konnte beginnen, KJ W hatte immer mächtigere Hebel 
zur Verfügung. 

Inzwischen ist Steve Abercombie Mitte fünfzig, und 
die Welt hat den CO2-Ausstoss gerade noch in den Griff 
bekommen. Und er hat einen kleinen Anteil daran. Er 
sitzt in seinem Büro in San Francisco, schaut aus dem 
Fenster über die Bay und überlegt sich, wieder einmal 
Ferien zu machen. Vielleicht sogar irgendwohin flie-
gen? Virgin fliegt ja seit Neustem elektrisch.  •

Frei nach dem Buch «Barba
rians at the Gate. The Fall 
of RJR Nabisco» (1989) von 
Bryan Burrough und John 
Helyar, das die Geschichte 
der grössten – und unfreund-
lichsten – Firmenüber
nahme der 1980er-Jahre 
nacherzählt. Die «New York 
Times» nannte es «one of 
the greatest business books 
ever written».
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Mitglied 
werden

Wir bewegen Politik.
Weil wir eine CO2-neutrale Schweiz wollen.
Dazu braucht es mehr als Freiwilligkeit. 
Es braucht einen verbindlichen Rahmen.

Dafür setzen wir uns ein – seit 10 Jahren.
Hartnäckig, erfrischend, wissenschaftlich.

Werden Sie Mitglied. 

 

www.swisscleantech.ch

Mit dem Wirtschaftsverband  
swisscleantech  
in die CO2-neutrale  
Zukunft 

Im Klimaschutz drängt die Zeit. 
Doch die Schweizer Klimapolitik 
kommt nur sehr langsam vom 
Fleck. Das hat damit zu tun, dass 
die traditionellen Wirtschafts- 
verbände Angst säen.

Wir sind anders. Wir sind über-
zeugt, dass Klimaschutz und  
eine florierende Wirtschaft zu-
sammengehen. Dafür benötigen 
Firmen passende Gesetze und 
Planungssicherheit. 

Das ist unser Ziel –  
seit 10 Jahren.



casafair
Eigentum
mit Verantwortung

www.casafair.ch

Unsere Werte:
Fair, umwelt­
bewusst  
und weitsichtig

Für Haus- und Wohneigentümerinnen  
und -eigentümer und Baugenossenschaften

Jetzt  
Mitglied 
werden !
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Im Kino verpasst?  

Zahlreiche Filmperlen finden Sie im  
Streaming unter www.filmingo.ch

Cold War von Paweł Pawlikowski

E INE FILMISCHE ANNÄHERUNG  
AN DEN MALER FRANK BUCHSER
VON BRUNO MOLL

THE SONG OF 
MARY BLANE

A B  19 .  S E P T E M B E R  I M  K I N OA B  19 .  S E P T E M B E R  I M  K I N O

Unser Land 
für zahlbares Wohnen
Die Terra Schweiz AG will zusammen mit 
der Habitare Schweiz AG Liegenscha� en 
dauernd der Spekulation entziehen sowie 
nachhaltig zahlbares Wohnen sichern 
und fördern.

Wollen Sie Ihre Liegen- 
scha�  zu einem
fairen Preis verkaufen? 
Wir suchen Mehrfamilienhäuser ab 
10 Wohnungen in der gesamten deutschen 
Schweiz. Wir garantieren einen fairen 
Umgang mit den be­ ehenden Mieterinnen
und Mietern und erhalten gün­ igen
Wohnraum. 

Wir freuen uns über Ihre 
Kontaktaufnahme:  
T 052 202 80 80  
info@terra-wohnen.ch 
www.terra-wohnen.ch

habitare
schweizterra

schweiz
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Darlehen gesucht
Zur Stärkung unseres Zentrums mit Seminarbetrieb, Alpiner 
Permakultur und Gemeinschaft suchen wir zinsfreie Darlehen ab 
10 000 Franken mit einer Laufzeit von 5 Jahren.

Mit dieser wertvollen Unterstützung ermöglichen Sie uns, die 
Schweibenalp in ihrer Schönheit weiterhin blühen zu lassen.

Wir freuen uns über Ihren Anruf!
 +41 (0) 33 952 20 00, stiftung@schweibenalp.ch 
www.schweibenalp.ch

Darlehen gesucht
Zur Stärkung unseres Zentrums mit Seminarbetrieb, Alpiner 
Permakultur und Gemeinschaft suchen wir zinsfreie Darlehen ab 
10‘000 Franken mit einer Laufzeit von 5 Jahren.
Mit dieser wertvollen Unterstützung ermöglichen Sie uns, die 
Schweibenalp in ihrer Schönheit weiterhin blühen zu lassen.
Charly Rainer Ehrenpreis und Moris Bühlmann freuen sich über 
Ihren Anruf! +41 (0) 33 952 20 00, stiftung@schweibenalp.ch
www.schweibenalp.ch

Planung & Bau  |  Grossraum Bern/Chur/Luzern/Zürich
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Holen Sie sich eine kostenlose  
vor Ort Analyse inkl. Angebot!

Telefon: 031 55 202 55 
E-Mail:  pv@egch.ch

www.energiegenossenschaft.ch/pv
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Netto null: Wie gelingt die Umstellung  
auf eine CO2-neutrale Wirtschafts-  
und Lebensweise?

moneta: Martin Neukom, im bislang 
bürgerlich dominierten Kanton Zürich 
ist Unvorhergesehenes passiert. Zu­
erst wählte die Bevölkerung mit Ihnen 
einen Klimapolitiker in den Regie­
rungsrat. Kurz darauf rief der ebenfalls 
grüner gewordene Kantonsrat den 
Klimanotstand aus. Was bedeutet beides 
konkret für die Zürcher Klimapolitik?
Martin Neukom  Der Auftrag des Parlaments 
lautet konkret: Der Regierungsrat muss 
bis in einem Jahr einen Bericht vorlegen, 
wie er die Forderung nach netto null 
CO2-Emissionen umsetzen will. In den 
kürzlich publizierten Legislaturzielen 
haben wir als Regierung den Klima-
schutz als langfristiges Ziel aufgenommen.

Gemäss «Schweizer Illustrierter»  
ist für Sie der Kampf gegen den Klima­
wandel eine Frage der Technik.  
Tatsächlich? 
Ich glaube nicht, dass irgendwann neue 
Technologien kommen, die das Problem lö-
sen. Auch werden sich nie alle Menschen 
freiwillig ökologisch verhalten. Die Politik 
muss das Heft in die Hand nehmen. 

Aber Technik spielt schon auch  
eine Rolle?
Ja, wir müssen die ökologisch sinnvollen 
Technologien fördern und die schädlichen 
bremsen. Beispielsweise werden wir in 
Zukunft vermehrt den Boden als saisona-
len Wärmespeicher brauchen, und zwar 
mithilfe effizienter Erdsonden-Wärme-
pumpen: Im Sommer wird das Erdreich 
aufgewärmt mit Solarenergie. Im Winter 
entziehen wir dem Boden die Wärme 
und heizen unsere Häuser damit.

Was passiert mit all den Ölheizungen? 
Kann es sein, dass Hausbesitzerinnen 
und -besitzer sie in den nächsten Jahren 
entfernen und durch nicht fossile 
Systeme ersetzen müssen, noch bevor 
sie amortisiert sind? 
Eine Möglichkeit ist, am Ende der Lebens-
dauer einer Ölheizung anzusetzen. Dann 
müssen Hausbesitzerinnen und -besitzer 
entweder neue Fenster einbauen, dämmen, 
auf eine Wärmepumpe umsteigen oder 
sonst eine energetische Massnahme um-
setzen. So handhaben das bis jetzt die 
meisten Kantone. Ich werde mich auch da-
für einsetzen, dass jene finanziell unter-
stützt werden, die besonders viel machen. 

Wenn Wohnhäuser saniert werden, 
steigen die Mieten oft stark an.  
Wie lässt sich das vermeiden? 
Ich habe leider keine Patentlösung für 
dieses Problem. Wir müssen Mechanismen 
entwickeln, die den Anstieg der Mieten 
nach Sanierungen tief halten. 

Falls die CO2-Abgaben deutlich höher 
sein werden als heute: Wie können 
jene Leute entlastet werden, die in 
Mietshäusern mit Ölheizungen leben? 
Es kommt darauf an, wie eine zusätzliche 
CO2-Abgabe umgesetzt wird: Als Len-
kungsabgabe wäre sie nicht unsozial, denn 
diese würde an die Bevölkerung zurück
erstattet. Eigentlich ein Nullsummenspiel, 
aber es würde finanziell interessanter, 
Energie zu sparen. 

Die Stadt Zürich hat sich 2008 zum Ziel 
gesetzt, eine 2000-Watt-Gesellschaft 
zu werden. Ist dieses Ziel angesichts der 
Forderungen nach netto null nun 
überholt?
Das Anfang der 1990er-Jahre entstandene 
Modell der 2000-Watt-Gesellschaft war 
in der Tendenz richtig, aber heute sind wir 
tatsächlich einen Schritt weiter. Jetzt 
geht es beim Klimaschutz nicht mehr um 
die Reduktion von Emissionen. Das Ziel 
ist eine Umstellung von fossilen auf hun-
dert Prozent erneuerbare Energien, so 
dass gar keine CO2-Emissionen mehr an
fallen. So gesehen ist das Modell der 
2000-Watt-Gesellschaft veraltet.

Was braucht es, damit es zu einer  
«Revolution der erneuerbaren Energien» 
kommt?
Den politischen Willen. Mit den sichtbaren 
Erfolgen in der Umsetzung kommt auch 
die Aufbruchstimmung.

Sind Sie zuversichtlich,  
dass die Umstellung gelingt? 
Global gesehen ist einiges in Bewegung. 
Nach der grossen Enttäuschung am 
Klimagipfel in Kopenhagen 2009 hat die 
Klimabewegung global wieder massiv 
Fahrt aufgenommen. In China beginnt die 
Solarenergie die Kohle zu verdrängen. 
Vieles stimmt positiv. Trotzdem sieht es 
nicht rosig aus. Wir sind spät dran. Ich 
rechne mit dem Schlimmsten, hoffe aber 
das Beste.  Das Interview wurde schriftlich geführt.

Martin Neukom (33) ist Mecha
tronik-Ingenieur. Im März 2019 
wurde der Winterthurer Grüne, 
der bereits im Zürcher Kantonsrat 
sass, zum Regierungsrat gewählt. 
Mit der Baudirektion konnte er 
sein Wunschdepartement über-
nehmen. Für die Klimabewegung 
ist er ein Hoffnungsträger, auch 
wenn klimapolitisch vieles in der 
Kompetenz des Bundes liegt, 
so auch der Flughafen auf Zürcher 
Boden. 
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«Das Modell der 2000-Watt-Gesellschaft  
ist veraltet»
Der neue Zürcher Regierungsrat Martin Neukom bekennt sich  
klar zum Netto-null-Ziel. Und er befindet sich in einer Schlüssel
position für dessen Umsetzung: Als Baudirektor ist er auch 
zuständig für Energie und Umwelt. Ein Gespräch über die neue 
Ausrichtung der kantonalen Klimapolitik.
Interview: Esther Banz


